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Verwaltungsgericht Lüneburg 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

6 A 276/17 

In der Verwaltungsrech!ssache 

Staatsangehörigkeit; simbabwisch, 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Kanzlei im Roten Feld, 
Feldstraße 2, 21335 Lüneburg - 0139/17-Ja 

gegen 

Kläger 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht­
linge 
·Außenstelle Oldenburg-, 
Klostermark 70-80, 261 Oldenburg - 5984969-233 

Beklagte -

wegen Asylrecht • Hauptsacheverfahren 

hat das Verwaltungsgericht Lüneburg· 6. Kammer· auf die mündliche Verhandlung vom 
27. August 2018 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Pump als Ein­
zelrichter für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Bescheides vom 30. Mai 2017 
verpflichtet, für den Kläger das Bestehen der Flüchtlingseigenschaft 
fe:;;tzustellen. 
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Die Beklagte trägt die außergericl1tlicl1en Kosttm des Verfahrens. 

Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Tatbestand 

Der Kläger beger1rt die Verpflichtung der Beklagten ihm clie FIUchtlingseigenschaft zu­
zuerkennen. 

Per Klager ist micl1 eigenen Angaben am  ·1990 '111  'in S'imbabwe ge­
borcm, gehört zur Volksgruppe der Ndebele und ist christlichen Glaubens. Er bear1-
tragte in der Bundesrepublik Deutschla11d am 19. April 2016 AnerKennung als 
Asylberechtigter Er legte einen arn 25. Fel)rua1· 2010 ausgestellten der Re· 
publik Zimbabwe vor 

seiner Anhörung 'in Bramsche am 16. März 2017, die in englischer durcr1-
geführt wurde, er~Järt der Kläger. bis zu Ausreise habe er in der Stadt 

 arn 9 März 2015 ai.is Zin1ba.bwe und in Deutschland am 
16 März 2015 sei über SC1dafrika und habe in die USA fliegen 
wollen. Deutschland eine lwischensta\ion Mutter und 
sein Bruder rasant Seine Großfamilie noch 1111 Heimatland In Simbabwe 
hal)e el' eine katl1olische Universität und 3 von 4 Jahren studiert, aber nicht 

l1abe er Business und Management und lnformaiionstechMlo-
Universität sc;i in gewesen. Er habe auch von Kirche m1t-

~~·"'n"~1 auch in 2009 er angefangen dort zu arbeiten, 
1 offiziell und dann bis 2015 Er· Das sei in Simbabwe ge· 

und werden auch nicht Er dort nicht 
leben können. Am  5 sei er mit 
sammen . Sie seien zu Hause im gewesen. Sie se·1en von dem 
Vater und Onkel und Mann erwischt worden. Sie 
kommen lit1d hätten zu schreien und weil zu hätten ihn zu-
sammengeschlagen und ihn bedroht er ihren Sohn 3uf 

Sie hatten ihm angedroht, ihm schlimme q~~h'"' 
fangnis zu werfen. Sie hätten dann die gerufen, sie mitgenommen Sie 
seien unter Handschellen abgeführt und zur Polizeistation rnitgenormnen worden 
l1stten ihnen ihre Sachen abgenon1rnen und sie in eine In Fallen 
kr:lnne man nur für 72 Stunde11 werden; dann müsse man vor Gericht ge. 
führt werden. seien am d gegen 7 00 Uhr abends verhaftet worden und 
hätten am WochenMde auf d'1e Gerichtsverhandlung Am Sonntag habe er 
dann 1J>ngerufen, der ein sehr einfürnsreicher Pol1tike1· gewesen 
sei. Er habe ihn dlJrch Exfrnund kennengelernt habe ihm am Telefon die 
lua.tion geschildert und ihn um H1lfi:a Das Telefon habe einem Polizisten 
hört Am selben Tag gegen Mitternacht seien zwei Personen gekornmen und sie seien 
e11tlassen worden. Als sie außerl1alb der Polizeistation gewesen hätten die nur 
ihn m'1tgenommen, aber seinen Freund dort gelassen. Sie hätten gesagt, dass 

den Befehl vor r hätten, nur ihn mitzu11ehmen Sie hatten ihn zu seinem 
Haus gefat1ren und ihm er solle sein nehmen und müsse das Land 
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Er habe das getan und dabei mit ihnen gestritten wegen seines Freundes. 
hätten gesagt, dass sie nur den Anweisungen folgen würden. Sie seien dann bis an 

die Grenze w Südafrika gefahren und hätten dort an der Grenzstadt den ganzen Tag 
gewartet Sie hätten dort bis Mitternacht ausgeharrt, bis das Eco~Cash vor 
überwiesen worden sei. Das sei ihm jedenfalls gesagt worden. Nachdem sie das Geld 
erhalten hätten, seien sie Ober die Grenze bis zur Grenzstadt Musina in Südafrika ge· 
fahren. Dort sei er abgeseti:t worden und sie hätten ihm gesagt, dass er nicht mehr 
nach Zimbabwe einreisen solle. Die Operation sei nun zu Ende. Er habe dann noch 
einmal mit ·telefoniert, der ihm gesagt habe, er solle nicht mit ihm telefonieren 
und nicht mehr nach ·Zimbabwe zurückkehren. Danach habe er 1 anrufen wollen, 
aber er habe ihn nicht erreichen können. Am nächsten Tag habe er einige Sachen kau­
fen wollen und sei nach Pretoria gefahren. Dort habe er eine Frau getroffen, die zu ei­
ner Homosexuellen-Organisation gehört habe. Sie habe ihm eine Anschrift für die Or· 
ganisationen gegeben. Dort habe man ihm gesagt, dass Pretoria für Homosexuelle aus 
Zimbabwe nicht sicher sei und der Sicherheitsdienst solche Leute nach Simbabwe zu. 
rückbringen würde. Die Dame habe ihm geholfen, eine Übernachtungsmöglichkeit in 
Pretoria zu finden. Am Mittwochmorgensei dann weiter nach Johannesburg gefahren. 
Auch dort habe Hilfe gesucht, damit der Südafrika bleiben könne. Er von Club zu 
Club gegangen, aber das aber nicht geholfen. Am Ende habe eine Unterkunft gemietet. 
Ihm sei auch gesagt worden, dass es in Johannesburg genauso unsicher wie in Preto· 
ria seL Ihm sei dann langsam das Geld ausgegangen. habe sich dann erinnert, 
ein Visum für die USA gehabt habe. Er zu einer Reiseagentur gegangen und habe 
dort 2000 $ hinterlassen, damit er ein günstiges Ticket besorgt bekommen könne 
habe dann ein Ticket für Sonntag, den 15. März 2015 erhalten, und zwar für einen Flug 
mit dem Ziel New York. Er habe Freunde in die ihm helfen könnten. Während 
des Fluges habe er dann starke Kopfschmerzen bekommen und habe um ein 
Schmerzmittel gebeten. dann ab und zu bewusstlos geworden. der Zwi· 
schenlandung in Deutschland er zusammengebrochen und sei zur Krankenstation 
am Flughafen gebracht worden. habe danach einige Stunden geschlafen. Dadurch 
habe er seinen Flug nach New York Daraufhin habe er dann in Deutschland 
Asyl beantragt 

Auf Nachfrage erklärte der Kläger, er wisse nicht, warum die Personen zu Hause 
aufgesucht hätten. Eventuell habe jemand ihnen einen Tipp gegeben, vielleicht seien 

auch nur gekommen, um lU besuchen, habe nicht dass es sein 
Schlafzimmer gewesen sei. Sie im Haus von , gewesen. Mit diesem 
ungefähr 2 Jahre lang zusammen gewesen. habe ihn durch einen Freund kennen-
gelernt in einer Kirche. Die Gay und Lesblan Organisation habe von ihrer Beziehung 
gewusst. Auch sei homosexuell gewesen. Diesen habe er 2012 durch seinen 
Exfreund kennengelernt. Er sei eine Art Berater seines Ex Freundes gewesen. habe 
sie auch zu einigen Partys eingeladen. Er habe die Familie des Klägers durch den Klä­
ger und seinen Exfreund kennengelernt. Nachdem er sich von seinem vorherigen 
Freund getrennt habe, habe er weniger Kontakt zu r gehabt. Sie hätten nur ein 
paar Mal miteinander telefoniert. Er habe Ihm geholfen, als sein Bruder sehr krank ge­
wesen sei. Das sei 2012 gewesen. Er sei auch einmal im Krankenhaus bei seinem 
Bruder gewesen. Er sei einflussreicher Politiker und gehöre zur ZanuPF. Er sei damals 
Minister für die Jugend gewesen und habe nun gewechselt. Er sei nun im Innenminis­
terium. Sein vollständiger Name sei ;, An den Namen der Organi­
sation der Homosexuellen in Südafrika könne er sich nicht erinnern. Visitenkarten der 
Frau habe er nicht In Simbabwe hätten sich die Homosexuellen im Milton Park in Ha­
rare getroffen. An dem Tag, als sie erwischt worden seien, sei es gegen 7:00 Uhr 
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abends gewesen. Sie hätten Sex ge11abt. sei JCrmmd here1n~Jekom111en und sie hät-
ten es nicht einmal bemerkt Sie hatten angefangen. sre an zu schreien und sie zu 
schlagen. In Deutschland habe er schon e111en Freund geliebt aber keine Beziehung 
Er habe ilrn 1m Club  in Hamburg kennengelernt. Das sei ein Club für öf· 
fe11tliches Reden. 

Mit Bescheid vom 30 Mai 2017 lehnte die Beklagte die Anträge des Klagers auf Zuer­
kennung der Flüchtlingseigenschaft. Asylanerkennung und Gewährung subsidiären 
Schutzes ab, verneinte Absch1t!bungsverboten und forderte den Kläger unter Andro-
hung der Abschiebung nach Zimbabwe zur Ausreise auf. befristete sre das ge-
setzliche Einreise- und Aufenthaltsverbot auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung. 

Begr[indung führte sie aus: ,.Befragt zl1 der Reisepasseintragung aus Sudafrlka 
vorn 03,02 2015 in seinem trug Antragsteller vor. dass er an diesem 

gerade aus den USA zuruckgekehrt sei Diesen Umstand kt;nnte der Antragsteller 
im Kontext zu seiner vorgetragenen Verfolgung in Simbabwe 
aufgrund seiner vermeintlichen Hornosexual1tat nicht plausibel erklät"en. S\:afüjes1se 
so1 er wieder nact1 Simbabwe wo er am ,2015 in seinerWol1nung beim 

durch Familienangehörige seines Freundes überrascht. verprügelt und der 
Polizei von Harare übergeben worden sei Auf nach dem konkreten r;;,,.~r.h"-
hensablauf konnte der Antragsteller nicht plausibel darstellen, wie unerwartet f'amilien-
angehOnge in Wohnung eindringen und ir1n beim überra· 
sct~en konnten Dabei widersprEWh er sich insofern, es nicht seine Wohnung, son-
dern die Wohnung gewesen . Beft"agt zu seiner Verbindung zum 
sin1babwischen Politiker: i konnte er weder plausil?el seine Kontakt-
daten noch die Möglichk!!i1t der telefonischen Kontaktaufnahme mittels eines 
s1mbabwischen zumal er selbst keine Bindung ;cum 
hier Politiker habe. Allein Umstand, dass ein sim·, 
babwischer Pol1t1ker sich an illegalen eines nach lokalen straf-
rc:chtlich verfolgten Homosexuellen beteiligt und somit sich Strafverfolgung 

. Der Antrags\ellerkonnte hierfCir ebenso 
Hinsichtlich seiner zu seiner in 

Simbabwe 1;nd in der Bur1desrepubl1k Homosexualität trug der 
lediglich sehr knapp und vor. Auf zu erwähnten 

ilfoM''~' iMtiM,cn und fehlten sämtliche Erinnerungen z B. 

Visitenkarten, konnte der Antragsteller nicht Namen von Clubs und 
mmg konnte der Antragsteller nicht benennen In Gesamt-
Fluchtgeschichte kernen Nährboden und somit nicht von 

Angebliche und handelnde also 
system, sind bzw, ist offenbar beliebig und zuordbar. Wann sich wo, was, 
wie, warum genau hat, vermag der Antragsteller nicht anschaulich zu 
tern. Vielmehr bleiben die Angaben weiter pauschal und damit 1m un-
glaubhaft. weil durch LJlld durch unsubstantiiert " 

Am 9. Juni 2017 hat der Kläger Klage erhoben. Zur Begründung trägt er vor, es sei 
nicht verständlich. warum die Angabe des Klägers, am 3. Februar 15 aus den USA 
nach Simbabwe zurück,gekehrt zu in irgendeinem Zusammenhang rnit seiner se­
xuellen Ausrichtung stehen sollte Im Übrigen vertiefte er seine Angaben aus dem Ver­
waltungsverfahren. 

Der Kläger beantragt, 
Seite 419 

s. 6 
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die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 30. Mai 2017 zu 
verpflichten, für den Kläger das Bestehen der Flüchtlingseigenschaft, 
hilfsweise das Bestehend subsidiären Schutzes, höchst hilfsweise das 
Vorliegen eines Abschiebungsverbotes gemäß § 60 Abs. 5 Aufent· 
haltsgesetz festzustellen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sech· und Streitstandes wird auf den Inhalt der 
Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge der Beklagten verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage hat Erfolg. 

Der Kläger hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingsei­
genschaft. 

Der Kläger hat einen Anspruch auf die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. Nach 
§ 3 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes (AsylG) ist ein Ausländer Flüchtling im Sinne 
des Abkommens vom Juli 1951 über die Recl1tstellung der Flüchtlinge (Genfer 
Flüchtlingskonvention · GFK), wenn er sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung we-
gen Religion, Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des Herkunftslandes befindet, oe1>se1n 
Staatsangehörigkeit er und dessen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann 
oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder in dem er als Staatenlo­
ser seinen vorherigen Aufenthalt hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder we­
gen dieser Furcht nicht zurückkehren will. Einern Ausländer, der Flüchtling nach § 3 
AsylG ist, wird die Flüchtlingseigenschaft nach§ 3 Abs. 4 AsylG zuerkannt, es sei 
denn, er erfüllt die Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 1 AufenthG. 

Für die Feststellung, ob eine Verfolgung nach§ 3 Abs. 1 AsylG vorliegt, ist auf die§§ 3 
a ff. AsylG zurücl<Zugreifen, die die Vorgaben der Richtlinie 2011/95/EU des Europäi· 
sehen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Aner­
kennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internatiMalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen 
mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes 
(„Anerkennungsrichtlinie") umsetzen. 

Seite 6/9 
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Bei der Bewertung der ob die Furcht Ausländers vor Verfol 
gung begrlindet ist, ist es unerheblich. ob er tatsächlich die Merkmale der Rasse oder 
der religiösen. nationalen. sozialen oder politischen Merkmale aufweist, die zu einer 
Verfolgung führen. sofern ihm d1cise Merkmale von dem Verfolger zugeschrieben wer­
den (§ 3 b Abs 2 AsylG). So ist im Rahmen der Verfolgung wegern einer politischen 
Überzeugung nach § 3 b Abs. 1 Nr. 5 AsylG auch unerl1eblich, ob der Ausländer auf 
Grund seiner Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung tätig geworden ist, wenn er 111 
einer Angelegenheit die die in § 3 c AsylG genannten pot~mt1ellen Verfolger sowie de­
ren Politik und Verfahren betrifft, eine Meinung, Grundhaltung oder Oberzeugung ver­
tritt Eine Verfolgung kann nicht nur vom Staat oder von Parteien von Organisat10· 
nen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil Staatsgebietes beherrscrien, son­
dern :;iucl1 von nichlstaatlic;hen Akteuren ausgohen, sofern die in § 3 c Nr. 1 und 2 
AsylG genannten Akteure einscl11'1eßlict1 1ntemationaler Organisationen erwiesenerma­
ßen nicht in der Lage oder willens sind. Schutz vor Verfolgung 1rn Sinne des§ 3 d 
AsylG zu bieten und dies unabhar1gig deivon ob in cJem Land eine tatsäcr1l1che Herr· 
schaftsmacht vorhanden ist § 3 c Nr. 3 AsylG. Dem Ausländer wird die FIC1chtlingsei-
genscl1aft allerdings nicl1t zuerkannt, wenn er in einem Teil Hi:H·kunftslandes 
keine begn.lndete Furcht vor Verfolgung oder Zugang zu vor Verfolgur1g hat und 
sicher und legal in Landesteil kann, dort aufgenommen wird und vernünf-
tigerweise erwa.rtet werden kann. dass er sich dort dem Auslander sorrnt 
interner im Sinne § 3 e AsylG z.ur Verfligung 

Die Furch\ vor Verfolgung ist wenn dem Ausländer 
auf Grund in seinem Herk.unftsland g Umstände 111 Anbetracht indi-
viduellen tatsächlich drohen § 3 a 1 Nr. 1 AsylG als Verfol-
gung solche Handlungen, auf G1·und ihrer Art oder Wiederholung so 
sind, sie eine Verletzung der grundlegenden ~Aono,-h~ 
darstellen. insbesonde1·e der von dEmen Art. 15 Abs. 2 der Konvention 
vorn 4. November 1950 zum der 
(EMRK) keine Abweichung ist. Nacl1 § 3 a kann eine Ver-
folgungshandlung aucl1 in einer Kumulierung Maßnahmen, ein-

Verletr..ung der Me11scl1e11rechte, die so 
eine auf Weise wie in § 3 Abs 1 Nr. 1 AsylG 
ist Zwischen den in § 3 Abs. 1 Nr 1 AsylG 111 Verbindung mit den in § 3 b 
Verfolgungsgrunden und den in 1 und 2 Verfolgung F>inn,.,,<t11· 
Handlungen oder dem von Schutz vor solchen Handlungen muss gemäß § 3 a 
Abs. 3 AsylG Verknlipfung bestehen 

Ist der Ausländer bereits verfolgt worden hat sonstigen ernsthaften Schaden erlit­
\e11 oder war von solcher Verfolgung oder einem solchen Schaden unmittelbar bedrot1t. 
stellt dies einen ernsthaften Hinweis darauf die Furcht des Ausländers vor 
Verfolgung begründet ist bzw dass er tatsächlich Gefahr läuft. ernsthaften Schaden zu 
erleiden. es sei denn, es sprechen stichhaltige Gründe dagegen, dass der Ausländer 
erneut von solcher Verfolgung oder einem solchen Schaden bedroht ist 

Der Vortrag des Klägers. der sein Verfolgungsschicksal wie viele Asylbewerber nicht 
durcl1 andere Beweismittel nachweisen konnten. ist gemaß dem Gebot der freien rich­
terlichen Seweiswurd1gung zu würdigen (§ 106 Abs 1 VwGO). Das Gericht entscheidet 
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. ·' "'} 
'IJ.; !c• ·C;"• ach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Oberzeu· 

gung. Es muss dabei von dem behaupteten individuellen Schicksal und die vom Asyl­
suchenden dargelegte Verfolgung überzeugt sein. Eine bloße Glaubhaftmachung im 
Sinne von § 294 ZPO genügt nicht Die freie richterliche Beweiswürdigung bindet das 
Gericht nicht an starre Regeln, sondern ermöglicht ihm, den jeweiligen besonderen 
Umständen des Einzelfalles gerecht zu werden. Das Gericht muss aber von der Wahr· 
heil der klägerischen Behauptung eines individuellen Verfolgungsschicksals und nicht 
nur von der Wahrscheinlichkeit die volle Überzeugung gewinnen. Das Gericht darf hin­
sichtlich asylbegründender Vorgänge im Verfolgerland keine unerfüllbaren Beweisan­
forderungen stellen und keine unumstößliche Gewissheit verlangen, sondern muss 
sich in tatsächlich zweifelhaften Fällen mit einem für das praktische Leben brauchba­
ren Grad von Gewissheit begnügen, auch wenn Zweifel nicht völlig auszuschließen 
sind (vgl. BVerwG, U.v. 16.4.1985 • 9 C 109/84 • BVerwGE 71, 180 ff.), 

In der mündlichen Verhandlung ist es dem Kläger gelungen, die erheblichen Zweifel an 
seinem Vortrag auszuräumen. Das Gericht hat aufgrund der umfangreichen und über· 
zeugenden Beschreibung der Erlebnisse des Klägers in seinem Heimatland die Über· 
zeugung gewonnen, dass der der Sachvortrag des Klägers der Wahrheit entspricht und 
der Kläger wegen seiner Homosexualität in Simbabwe tatsächlich politische Verfolgung 
erlebt hat Der Kläger vermochte eindrücklich die Entstehung seiner sexuellen Orientie­
rung zu schildern und hat auch Zweifel am Ablauf der Geschehnisse um seine Verhaf­
tung ausräumen können. Nach Erkenntnissen des Gerichts bestehen auch keine Zwei­
fel daran, Homosexuelle in Simbabwe verfolgt werden, werden nach dem Län­
derinformationsblatt des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl der Republik 
!erreich v. 10.7.2015 homosexuelle Handlungen mit Strafe bedroht, von der Regierung 
öffentlich verurteilt und von der Bevölkerung als unmoralisch empfunden. Die Polizei 
verhaftet Berichten zu folge Personen, die verdächtigt werden, homosexuell zu 
und hält sie für 48 Stunden (vgl. US Department of Stete, Country Report on Hu· 
man Rights 2017 -Zimbabwe). 

Das Gericht sieht auch in den aktuellen in Simbabwe keine grundlegende 
Änderung der Verhältnisse für Homosexuelle, die in der Vergangenheit nicht nur von 
dem inzwischen Präsidenten Mugabe, sondern auch von anderen Anfüh­
rern der ZANU PF kritisiert worden sind. Bei den aktuellen Wahlen in Simbabwe ist es 
nach einem weitgehend fair verlaufenden Wahlkampf zu Unregelmäßigkeiten bei der 
Auszählung und dann zu einem Streit über das Wahlergebnis gekommen (vgl. Spiegel 
online v. 31. 7. und 1.8.2018). 

Gewalt war zunächst kein Thema der Wahl. Die Parteien hatten sich zum Frieden be· 
kannt. Das war nicht immer so. In der Vergangenheit waren die Wahlen von Gewalt ge­
prägt und viele Wähler lehnten die Urnengänge ab. Dieses Mal wurde von beiden gro­
ßen Lagern ein Friedensversprechen unterzeichnet· vom amtierenden Präsidenten 
Emmerson Mnangagwa und seiner Partei ZANU-PF sowie von der Partei MDC-T. Die 
Zahl der registrierten Wähler, die sich seit Jahren um die drei Millionen bewegt hatte, 
stieg nun auf 5,6 Millionen, Die vorläufige Wahlbeteiligung lag bei 75 Prozent· statt der 
46 Prozent bei früheren Wahlen. Am Mittwooh waren jedoch bewaffnete Truppen auf 
den Straßen der Hauptstadt Harare unterwegs. Sie gingen gegen Oppositionsanhä· 
nger vor, die wegen angeblicher Wahlmanipulationen protestierten. gab sogar Tote 
(vgl. Deutsche Welle v.2.8.2018; ntv v. 2.8.2018). 

Nach der Niederlage der Opposition bei der Präsidentenwahl in Simbabwe geht die 
Justiz gegen mehrere Oppositionsanhänger vor. 24 festgenommene Mitglieder der 
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Partei MDC musstem vor einem Gericht in Haram erscheinen Die Richter vc;rtag\en die 
Behandlung des Falls allerdings wegen Überlastung bis Montag. Die Beschuldigten 
bleiben weiter in Haft. 

Den 16 Männern un(j acht Frauen wird "öffentliche Gewalt" zur Last gelegt Sie sollen 
bei Oppositionsprotesten gegen den Wahlsieg von Amtsinhaber Ernmerson Mnanga· 
gwa Fensterscheiben eingeworfen, Autos angezündet und Steine geworfen 11aben Ihr 
Anwalt betonte cjagegem, sis seien 1m Rahmen 0111er "Schleppnetz"-Operat1on gegen 
die Oppos1tion worden. Lau\ der Menschenrecl1tsorga11isa!1on Amnesty lnterna-
\1onal wurden nach der Wahl niehr als 60 Oppositionelle "willkC1rlich verhaftet" (vgl. 
Deutsd1e Welle v 4 8.2018). 

Nach Angsben der Wahlbehorde gewann Präsident Mnangagwa von der Regierungs­
partei ZANU-PF die Wahl mit 50,8 Proze11t der Stimmen. Oppositionsfülver Nelson 
Chamisa von de1· MDC erhielt demnach 44, 3 Prozent Die Opposition bezweifelt, 
dies der Wahrheit entspricht. Sie will Wahlergebnis nic:t1\ anerkennen. Amtsinhaber 
Mnangagwa warf den Regieru11gsgeg11ern indes vor, Unruhen zu fördern 

Angesichts dieser Entwicklung nach den Wi;,hlen liegt es nahe, dass die ZANU-PF ihre 
Politik der Verfolg1Jng von Homosexuellen fortsetzt. 

Kostenentscheidung beruht auf§ 154 Abs. 1 VwGO i.V.rn. § b AsylG Die 
sche1dung über vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 1 VwGO LV.m § 708 Nr. 
11 ZPO 

Rechtsmittelbelehrung 

1. hat 

3. in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird llr1d vor-
liegt 

Die Zulassung der BenJfung ist 1nnert1alb eines Monats nach Zustellung des U zu 
beentragen. Der A.n\rag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Lüneburg, 
Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Luneburg, oder 
Postfach 2941, 21319 Luneburg, 

zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind 
die Gründe, aus denen die Berufung ZUZ\Jlassen ist, darzulegen. 
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